
Schupp, Jürgen

Article

Sanktionsverschärfung beim Bürgergeld für
wissenschaftliche Evaluierung nutzen

DIW Wochenbericht

Provided in Cooperation with:
German Institute for Economic Research (DIW Berlin)

Suggested Citation: Schupp, Jürgen (2024) : Sanktionsverschärfung beim Bürgergeld für
wissenschaftliche Evaluierung nutzen, DIW Wochenbericht, ISSN 1860-8787, Deutsches Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin, Vol. 91, Iss. 5, pp. 80-,
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2024-5-3

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/282329

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2024-5-3%0A
https://hdl.handle.net/10419/282329
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


80 DIW Wochenbericht Nr. 5/2024

KOMMENTAR

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2024-5-3

Die Bundesregierung plant schärfere Sanktionen für Bürger-

geld-Beziehende und will damit rund 170 Millionen Euro pro 

Jahr einsparen. Damit kommt sie einerseits den Bürgergeld-

Kritiker*innen entgegen und trägt andererseits zu den 

geforderten Haushaltseinsparungen bei. Zwei Fliegen mit einer 

Klappe, könnte man meinen, wenn die Rechnung überhaupt 

aufgeht. Doch die Chancen liegen eigentlich ganz woanders: 

in der wissenschaftlichen Evaluierung.

Die geplante Verschärfung der Sanktionen soll auf eine Locke-

rung folgen, die Anfang 2023 in Kraft trat. Seitdem dürfen die 

Jobcenter Bürgergeld-Beziehenden die Leistungen schritt-

weise bis maximal auf 30 Prozent kürzen, wenn sie Auflagen 

verletzen. Der Gesetzgeber hatte damit ein Urteil des Bundes-

verfassungsgerichts von 2019 umgesetzt, das Sanktionen in der 

Grundsicherung enge Grenzen setzt. Nun will die Bundesregie-

rung den Jobcentern in den kommenden zwei Jahren versuchs-

weise die Möglichkeit einräumen, Bürgergeld-Beziehenden 

dann den Regelbedarf für maximal zwei Monate komplett zu 

streichen, wenn sie sich nachhaltig der Aufnahme zumutbarer 

Arbeit verweigern. 

Doch wie viele Leistungsbeziehende wird die neue Regelung 

betreffen? Auch in der Gesetzesbegründung wird davon 

ausgegangen, „dass einige wenige Beziehende von Bürgergeld 

zumutbare Arbeitsaufnahmen beharrlich verweigern“. Der 

Gesetzgeber hofft bei der geplanten Sanktionsverschärfung 

zugleich auf eine „präventive Wirkung“ des Gesetzes.

Blickt man auf die Fakten, so betrug die Sanktions- und Leistungs-

minderungsquote bei allen arbeitslosen erwerbsfähigen Leis-

tungsberechtigen bis 2019, also bis zum Urteil des Bundesverfas-

sungsgerichts, rund 4,5 Prozent. Nach dem Urteil sank sie – auch 

bedingt durch die Corona-Regelungen – auf 0,2 Prozent und stieg 

im vergangenen Jahr seit Inkrafttreten des neuen Bürgergeld-Ge-

setzes leicht an. Im September 2023 wurden 0,6 Prozent der 

Bürgergeld-Beziehenden die Leistungen gekürzt, das entspricht 

knapp 24 000 Personen. Selbst wenn diesen fortan die Leistungen 

für zwei Monate komplett gestrichen würden, wären die erhofften 

Minderausgaben von 170 Millionen jährlich nicht zu erzielen. Den 

Einsparungen stehen zudem steigende Bürokratiekosten entge-

gen, die vermutlich durch den Gebrauch von Rechtsmitteln und 

Klagen vor Sozialgerichten zu entstehen drohen.

Übrigens: Eine kürzlich vom Institut für Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung vorgelegte Studie kam zu dem Ergebnis, dass 

selbst 43 Prozent der befragten Grundsicherungsbeziehenden 

Sanktionen befürworten, wenn Pflichten verletzt werden. Je-

doch plädiert die große Mehrheit der Befragten dafür, dass das 

Existenzminimum gewährleistet ist.  

Abgesehen von den möglichen Einsparungen eröffnet die 

geplante Sanktionsverschärfung aber ungeahnte Chancen für 

die Forschung. Die Befristung der Gesetzesänderung bietet nun 

die Möglichkeit, wissenschaftlich tragfähige Belege dafür zu 

finden, ob eine schärfere Leistungsminderung den Betroffenen 

Anreize setzt, ihre Bedürftigkeit schneller oder besser zu über-

winden. Ein wissenschaftlich begleitetes Feldexperiment mit 

einer zufällig ausgewählten Gruppe an Jobcentern, die ohne die 

zweimonatige Verhängung von Vollsanktionen ihrem Vermitt-

lungsauftrag nachkommt, und der Vergleichsgruppe all jener 

Jobcenter, die nach Inkrafttreten des Gesetzes Vollsanktionen 

verhängt, könnte die Wirkung der Sanktionen ermitteln. Zwar 

ist der Zeitraum von zwei Jahren für wissenschaftliche Zwecke 

knapp, um die Frage nach der Wirksamkeit von Vollsanktionen 

im Vergleich zu milderen Formen der Leistungseinschränkung 

oder zu Maßnahmen, die stärker auf Vertrauen und Formen der 

aufsuchenden Vermittlung setzen, empirisch zu erforschen. Ein 

solches Design könnte zudem die nicht minder strittige Frage 

klären, ob die Wirkung von Leistungseinschränkungen zu einer 

nachhaltigen oder lediglich sehr kurzfristigen Integration in den 

Arbeitsmarkt führt. 

Wichtig ist aber, dass nur eine zweifelsfrei evidenzbasierte 

Begründung der Sanktionsvarianten künftig die Grundlage für 

gesetzliche Einschränkungen von Grundrechten bildet – auch 

wenn es in zwei Jahren um die Entfristung der jetzt geplanten 

Verschärfung der Sanktionspraxis geht.

Jürgen Schupp, Wissenschaftler der forschungs

basierten Infrastruktureinrichtung Sozio-oekonomi-

sches Panel (SOEP) im DIW Berlin.   
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